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war, durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung eines 
Vertragsstaates zur Erstattung der Verfahrenskosten ver­
pflichtet, so ist diese Kostenentscheidung auf Antrag der be­
rechtigten Prozeßpartei im anderen Vertragsstaat gebühren­
frei zu vollstrecken.

(2) Entscheidungen im Sinn des Absatzes 1 sind auch Ko­
stenfestsetzungsbeschlüsse.

Artikel 7

(1) Der Antrag auf Vollstreckbarkeitserklärung und Ein­
leitung der Vollstreckung (Antrag auf Vollstreckung) kann 
unmittelbar bei dem Gericht erster Instanz des Entschei­
dungsstaates eingereicht werden; er wird dem zuständigen 
Gericht des Vollstreckungsstaates auf dem im Artikel 10 be- 
zeichneten Weg übermittelt. Der Antrag kann auch unmittel­
bar beim zuständigen Gericht des Vollstreckungsstaates ein­
gereicht werden.

(2) Dem Antrag ist eine mit der Bestätigung der Rechts­
kraft und Vollstreckbarkeit versehene Ausfertigung der Ko­
stenentscheidung beizufügen.

Artikel 8

(1) Das Gericht, das über die Bewilligung der Vollstreckung 
entscheidet, beschränkt sich darauf, festzustellen, ob die Ko­
stenentscheidung rechtskräftig und vollstreckbar ist.

(2) Das Verfahren für die Vollstreckbarkeitserklärung und 
Einleitung der Vollstreckung (Verfahren für die Vollstrek- 
kung) bestimmt sich nach den Rechtsvorschriften des Voll­
streckungsstaates.

T e i l  I I I  

Rechtshilfe

Artikel 9

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, durch ihre Gerichte 
auf Ersuchen einander in Zivilsachen nach den folgenden Be­
stimmungen Rechtshilfe zu leisten.

Artikel 10

Die Gerichte der Vertragsstaaten verkehren in Angelegen­
heiten der Rechtshilfe durch Vermittlung der Justizministe­
rien miteinander.

Artikel 11

(1) Das Ersuchen hat folgende Angaben zu enthalten:

1. das Gericht, von dem das Ersuchen ausgeht, und das 
Gericht, an das das Ersuchen gerichtet ist;

2. die Bezeichnung der Sache, auf die sich das Ersuchen be­
zieht;

3. Name, Anschrift und, soweit bekannt, Staatsbürgerschaft 
und Beruf der Beteiligten sowie ihre Stellung im Verfah­
ren;

4. Name und Anschrift von Vertretern;

5. die Tatsache, über die Beweis erhoben, oder die Hand­
lung, die vorgenommen werden soll, unter Darlegung des 
Sachverhalts, soweit dies zum Verständnis erforderlich 
ist; bei Zustellungen die Bezeichnung der zuzustellenden 
Schriftstücke.

(2) Das Ersuchen ist zu unterschreiben und mit dem Siegel 
des Gerichts zu versehen.

Artikel 12

(1) Die Erledigung von Ersuchen erfolgt nach den Rechts­
vorschriften des Vertragsstaates, dem das ersuchte Gericht 
angehört

(2) Auf Verlangen des ersuchenden Gerichts werden von 
den Verfahrensvorschriften abweichende Formen angewandt, 
soweit diese den Grundprinzipien der Rechtsordnung des er­
suchten Vertragsstaates nicht widersprechen.

(3) Das ersuchte Gericht teilt auf Verlangen dem ersuchen­
den Gericht rechtzeitig den Zeitpunkt und den Ort der Durch­
führung des Rechtshilfeersuchens mit. Diese Mitteilung kann 
unmittelbar durch die Post erfolgen.

Artikel 13
<*

(1) Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung des Ersu­
chens nicht zuständig, so leitet es das Ersuchen an das zu­
ständige Gericht weiter.

(2) Ist die im Ersuchen bezeichnete Person unter der ange­
gebenen Anschrift nicht auffindbar, so trifft das ersuchte 
Gericht die möglichen Maßnahmen zur Feststellung der An­
schrift

(3) Ist dem ersuchten Gericht die Erledigung des Ersuchens 
nicht möglich, so benachrichtigt es das ersuchende Gericht 
und teilt die Gründe mit, aus denen das Ersuchen nicht erle­
digt werden kann.

Artikel 14

Eine Zustellung wird entweder durch eine Empfangsbestä­
tigung nachgewiesen, die das Zustellungsdatum, die Unter­
schrift des Zustellers und des Empfängers sowie das Siegel 
des Gerichts enthält, oder durch eine Niederschrift des er­
suchten Gerichts, aus der hervorgeht, in welcher Form und 
zu welchem Zeitpunkt das betreffende Schriftstück zugestellt 
worden ist

Artikel 15

Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, Rechtshilfeersuchen 
durch seine diplomatischen oder konsularischen Vertreter er­
ledigen zu lassen, sofern die Person, der zugestellt oder die 
vernommen werden soll, Staatsbürger dieses Vertragsstaates 
ist. Androhung und Anwendung von Zwang sind hierbei aus­
geschlossen.

Artikel 16

(1) Die durch die Erledigung von Rechtshilfeersuchen ent­
standenen Kosten trägt der ersuchte Vertragsstaat; Gebüh­
ren für Sachverständige werden jedoch vom ersuchenden 
Vertragsstaat erstattet

(2) Das ersuchte Gericht teilt dem ersuchenden Gericht auf 
Verlangen Art und Höhe der entstandenen Kosten mit.


